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Stellungnahme zum Bebauungsplan „Gewerbegebiet Penig – An der Dittmannsdorfer 
Straße“ (Vorentwurf, Stand Oktober 2025) 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der BUND Landesverband Sachsen e. V. nimmt als anerkannter Naturschutzverband im Rahmen der 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB Stellung zum Vorentwurf des 
Bebauungsplans „Gewerbegebiet Penig – An der Dittmannsdorfer Straße". 
 
Die Stadt Penig beabsichtigt auf der Fläche des ehemaligen Kiessandtagebaus Penig-Dittmannsdorf 
östlich der BAB 72 die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Bau und Betrieb von 
Gewerbeeinheiten zu schaffen. Auf der Fläche soll ein Gewerbe- und Industriegebiet mit einem 
Flächengehalt von ca. 37,50 ha entwickelt werden, von dem ca. 17,74 ha als Gewerbefläche (GE und 
GEe) sowie ca. 3,53 ha als vorhandenes Industriegebiet (GI) vorgesehen sind. Vorhabenträgerin ist die 
Heim Verwertung und Entsorgung GmbH & Co. KG. 
 
Das Plangebiet liegt vollständig im Landschaftsschutzgebiet „Mulden- und Chemnitztal" und in einem 
Gebiet mit besonderer avifaunistischer Bedeutung (Brut- und Rastgebiet „Kiesgruben am Büttelholz"). 
Darüber hinaus ragt das Vorhabengebiet zu großen Teilen in ein Vorranggebiet Arten- und Biotopschutz 
und kleinen Teilen in einem Vorbehaltsgebiet für Arten- und Biotopschutz des Regionalplans Region 
Chemnitz 2024 hinein. Im Plangebiet befinden sich zudem gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 
BNatSchG i. V. m. § 21 SächsNatSchG, insbesondere Stillgewässer (Biotoptypen SVR und SY), sowie der 
Biotop „Kiesgrube Penig" (ID 5042U137) der Selektiven Biotopkartierung des Freistaates Sachsen. Das 
Gebiet ist Teilbereich des Biotopverbundes der Region. 
 
Der BUND Sachsen lehnt das Vorhaben in der vorliegenden Form aus den nachfolgend dargelegten 
Gründen ab. Die Neuversiegelung und gewerbliche Intensivnutzung eines Gebietes, das in dieser Dichte 
naturschutzfachliche und raumordnerische Schutzkategorien auf sich vereint, ist aus unserer Sicht 
weder rechtlich tragfähig noch naturschutzfachlich vertretbar. 
 

1 Verstoß gegen die Anpassungspflicht an die Ziele der Raumordnung  

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Ziele der 
Raumordnung sind verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder 
bestimmbaren, abschließend abgewogenen Festlegungen, die der bauleitplanerischen Abwägung 
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entzogen sind und eine strikte Beachtenspflicht begründen. Der geplante Bebauungsplan steht in einem 
Widerspruch zu mehreren Zielen und Grundsätzen des Regionalplans Region Chemnitz 2024 sowie des 
Landesentwicklungsplans Sachsen (LEP) 2013. 
 

1.1 Beeinträchtigung des Vorrang- und Vorbehaltsgebiets Arten- und Biotopschutz (Ziel 
Z 2.1.3.1 RPl RC 2024) 

Ziel Z 2.1.3.1 des RPl RC 2024 bestimmt, dass in den festgelegten Vorranggebieten Arten- und 
Biotopschutz auf eine naturschonende Landnutzung hinzuwirken ist sowie durch Schutz-, Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen die Entwicklung des großräumig übergreifenden Biotopverbundes zu 
unterstützen ist. Obwohl nicht das gesamte Plangebiet im Vorranggebiet liegt, überlagert dieses einen 
Großteil erheblich. Die Ausweisung von Gewerbeflächen mit einer GRZ von 0,8 und Traufhöhen bis 20 m 
in unmittelbarer Nachbarschaft und in Teilen innerhalb dieses Vorranggebiets stellt keine 
naturschonende Landnutzung dar, sondern bewirkt eine erhebliche Neuversiegelung, Zerschneidung 
und dauerhafte Entwertung des Biotopverbundes. 
 
Die nördlich angrenzende Fläche ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Penig als 
Industriegebiet dargestellt und wird teilweise bereits industriell genutzt. Im aktuellen Regionalplan 
Region Chemnitz 2024 liegt diese Fläche jedoch (zumindest in Teilen) innerhalb des Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiets Arten- und Biotopschutz, das dem Schutz und der Entwicklung des großräumigen 
Biotopverbunds dient. Ziele der Raumordnung sind nach § 1 Abs. 4 BauGB für die Bauleitplanung 
verbindlich und können nicht im Wege der Abwägung überwunden werden. Die Industriegebiets-
Darstellung im noch gültigen FNP ist damit zielwidrig geworden und an den Regionalplan anzupassen. 
 

1.2 Beeinträchtigung avifaunistisch bedeutsamer Lebensräume (Ziel Z 2.1.3.7 RPl RC 2024) 

Ziel Z 2.1.3.7 des RPl RC 2024 verlangt, dass die festgelegten Zugkorridore sowie Rast- und 
Sammelplätze großräumig ziehender Vogelarten in ihrer Funktionsfähigkeit erhalten werden. Das 
gesamte Plangebiet liegt ausweislich der Karte 12 des RPl RC 2024 in einem Gebiet mit besonderer 
avifaunistischer Bedeutung als Offenland-Lebensraum für Brut und Rast, das sowohl von überregionaler 
als auch regionaler Bedeutung für Wat- und Wasservögel sowie wassergebundene Vogelarten ist. Ein 
großflächiges Gewerbegebiet mit Dauerbeleuchtung, Lärm und intensivem Verkehr ist mit dieser 
Zielsetzung unvereinbar. 
 

1.3 Unzureichende Berücksichtigung des Vogelschutzes bei der Planung (Grundsatz 
G 2.1.3.8 RPl RC 2024) 

Gemäß Grundsatz G 2.1.3.8 des RPl RC 2024 ist innerhalb der Gebiete mit besonderer avifaunistischer 
Bedeutung bei raumbedeutsamen Vorhaben und Nutzungsänderungen die jeweilige Funktion als 
Lebensraum für Vögel zu berücksichtigen. Die vorliegende Planung lässt eine sachgerechte 
Berücksichtigung dieser Funktion vermissen, da der Artenschutzfachbeitrag dem Vorentwurf noch gar 
nicht beiliegt. 
 

1.4 Missachtung des Grundsatzes zur Renaturierung von Mooren (Grundsatz G 2.1.4.1 RPl RC 2024) 

Grundsatz G 2.1.4.1 des RPl RC 2024 sieht überdies vor, auf eine Renaturierung der in der Karte 11 
festgelegten Moore, organischen Nassstandorte und moortypischen Biotope hinzuwirken. Diesem 
Grundsatz wird durch die Ausweisung von Gewerbeflächen entgegengesteuert.  
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1.5 Widerspruch zu den Zielen des Landesentwicklungsplans (Ziel Z 4.1.1.16 LEP 2013) 

Schließlich bestimmt Ziel Z 4.1.1.16 des LEP 2013, dass in den Regionalplänen Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete Arten- und Biotopschutz festzulegen und ein großräumig übergreifender 
Biotopverbund zu sichern und als solcher zu kennzeichnen sind. Die Inanspruchnahme einer Fläche, die 
gerade aufgrund ihrer Bedeutung für den Biotopverbund teilweise als Vorranggebiet festgelegt wurde, 
steht diesem Ziel entgegen. 
 

2 Unzulässigkeit des Zielabweichungsverfahrens in der beabsichtigten Form 

Der Plangeber beabsichtigt, den Konflikt mit dem teilweise überlagernden Vorranggebiet Arten- und 
Biotopschutz durch ein Zielabweichungsverfahren gemäß § 6 Abs. 2 ROG zu überwinden. Nach dieser 
Vorschrift soll die zuständige Raumordnungsbehörde einem Antrag auf Abweichung von einem Ziel der 
Raumordnung stattgeben, wenn die Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar 
ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. 
 
Aus Sicht des BUND sind beide Voraussetzungen nicht erfüllt: 
 

• Die Abweichung ist raumordnerisch nicht vertretbar, weil sie keine Planungslücke schließt, 
sondern eine bewusst getroffene raumordnerische Festlegung zum Schutz des 
Biotopverbundes aufhebt. Das Vorranggebiet ist nach Feststellung des Planungsverbandes 
Region Chemnitz nicht nur randlich betroffen. Die geplante Gewerbenutzung würde unmittelbar 
an die Vorranggebietsflächen heranrücken und diese durch Lärm, Verkehr, Beleuchtung und 
Stoffeinträge funktional entwerten. 

 

• Die Grundzüge der Planung werden berührt, da die Ausweisung eines Vorranggebiets Arten- und 
Biotopschutz ein tragendes Element des Biotopverbundkonzepts der Region Chemnitz darstellt. 
Die großflächige Gewerbeentwicklung in und neben diesem Vorranggebiet widerspricht dem 
planerischen Grundkonzept, das auf Sicherung und Entwicklung des Biotopverbundes 
ausgerichtet ist. 

 

3 Verstoß gegen die Bodenschutzklausel und das Flächensparziel (§ 1a Abs. 2 BauGB, LEP G 
2.2.1.1, Z 2.2.1.4) 

3.1 Bodenschutz und Flächensparziel 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Die 
Möglichkeiten der Innenentwicklung sind vorrangig zu nutzen, Bodenversiegelungen sind auf das 
notwendige Maß zu begrenzen. Die Notwendigkeit der Umwandlung ist zu begründen, wobei 
insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand und Nachverdichtungsmöglichkeiten zu ermitteln sind 
(sog. Umwidmungssperrklausel, § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB). 
Der Grundsatz G 2.2.1.1 des LEP 2013 konkretisiert dies für Sachsen: Die Neuinanspruchnahme von 
Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke soll in allen Teilräumen Sachsens vermindert werden. 
Als Strategien werden vorrangig die Wiedernutzbarmachung von Brach- und Konversionsflächen, die 
Nachverdichtung und flächensparendes Bauen genannt. 
 
Ziel Z 2.2.1.4 des LEP 2013 bestimmt, dass die Festsetzung neuer Baugebiete außerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile nur zulässig ist, wenn innerhalb dieser Ortsteile nicht ausreichend 
Flächen in geeigneter Form zur Verfügung stehen. Das Plangebiet liegt abseits jeder 
zusammenhängend bebauten Ortslage in der freien Landschaft. 
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Die Planbegründung verweist pauschal auf einen Bedarf an Gewerbeflächen und benennt verkehrliche 
Vorteile. Ein quantitativer, zeitlich belastbarer Bedarfsnachweis fehlt ebenso wie eine nachvollziehbare 
Ermittlung der Innenentwicklungspotenziale und bestehender Gewerbebrachen im Gemeindegebiet. Die 
Tatsache, dass andere potenzielle Gewerbestandorte (Obergräfenhain, Sandstraße, Mühlau-West, 
Tauscha) im Rahmen der 1. FNP-Änderung zurückgenommen werden, belegt keinen Bedarf, sondern 
eine planerische Umschichtung zugunsten eines naturschutzfachlich höchst problematischen 
Standorts. 
 

3.2 Wertigkeit der Bergbaufolgelandschaft 

In der Begründung wird ausgeführt, der Standort erfülle „das Ziel des Flächenrecycling (ehem. 
Kiesabbau) mit dem Ziel der Konzentration an günstiger Verkehrserschließung“. Diese verkürzte 
Darstellung erweckt den Eindruck, es handele sich um eine weitgehend wertlose, lediglich technisch 
vorgeprägte Restfläche, die ohne gravierende ökologische Verluste einer baulichen Nutzung zugeführt 
werden könne. Tatsächlich beschreibt der Umweltbericht das Plangebiet jedoch als 
Bergbaufolgelandschaft, in der Rekultivierungsmaßnahmen weitgehend abgeschlossen sind, 
Ersatzaufforstungen durchgeführt wurden und sich auf den Auftragsschichten natürliche Sukzession 
und eine vielfältige Vegetationsstruktur entwickelt haben; die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und Biotope 
werden ausdrücklich mit hoher Bedeutung bewertet. 
Die Fläche stellt damit keine „versiegelte“ oder im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB typische 
Konversionsfläche dar, sondern eine sich dynamisch entwickelnde Freifläche mit gesetzlich 
geschützten Stillgewässern, Sukzessionsflächen, Aufforstungen und einem Biotop der Selektiven 
Biotopkartierung („Kiesgrube Penig“, ID 5042U137), die zugleich Teilbereich des regionalen 
Biotopverbundes und eines Gebiets mit besonderer avifaunistischer Bedeutung ist. Die geplante 
Überbauung wäre daher nicht als bloßes „Recycling“ bereits dauerhaft verlorener Flächen zu werten, 
sondern als erstmalige großflächige Neuversiegelung einer ökologisch hochwertigen 
Bergbaufolgelandschaft. Dies widerspricht dem Flächensparziel des § 1a Abs. 2 BauGB sowie dem 
landesplanerischen Grundsatz, die Neuinanspruchnahme von Freiflächen zu vermindern und 
vorhandene naturnahe Strukturen zu erhalten. 
 

4 Gesetzlicher Biotopschutz (§ 30 BNatSchG i. V. m. § 21 SächsNatSchG) 

Im Plangebiet befinden sich gesetzlich geschützte Biotope, insbesondere das Biotop „Kiesgrube Penig" 
(ID 5042U137) mit Stillgewässern der Biotoptypen SVR und SY. Nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG 
sind Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung natürlicher 
oder naturnaher Bereiche stehender Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer und Verlandungsbereiche 
führen können, verboten. Dieses Verbot gilt kraft Gesetzes und ist keiner Abwägung zugänglich. 
Trotz der Benennung des Biotops fehlt in den Planunterlagen eine flächenscharfe Biotopkartierung, in 
der Lage und Ausdehnung der gesetzlich geschützten Biotope (einschließlich Ufer‑ und 
Verlandungsbereiche) dargestellt sind. Die genaue Betroffenheit der Biotope durch Baufelder, 
Erschließungsanlagen und Entwässerungseinrichtungen ist daher nicht nachvollziehbar; eine solche 
kartographische Darstellung ist für die Beurteilung der Vereinbarkeit mit § 30 BNatSchG zwingend 
erforderlich. 
Ergänzend schützt § 21 Abs. 1 SächsNatSchG natürliche oder naturnahe Bereiche stehender 
Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer. § 21 Abs. 2 SächsNatSchG verbietet alle Handlungen, die zu 
einer Zerstörung oder zu sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen der besonders 
geschützten Biotope führen können. 
Die geplante Einleitung des überwiegenden Teils des Niederschlagswassers aus den Gewerbeflächen 
in das nördlich gelegene Stillgewässer kann zu einer erheblichen Beeinträchtigung dieses gesetzlich 
geschützten Biotops führen, da Stoffeinträge (Feinstoffe, Schwermetalle, Tausalze, 
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Kohlenwasserstoffe) sowie veränderte Nährstoffverhältnisse und Temperaturregime die Qualität des 
Biotops nachhaltig verschlechtern können. Eine wasserökologische Verträglichkeitsprüfung liegt 
bislang nicht vor. Die Stadt Penig hat darauf zu achten, dass durch den Bebauungsplan keine 
Handlungen ermöglicht werden, die gegen die gesetzlichen Biotopschutzverbote verstoßen. 
 

5 Biotopverbund (§§ 20, 21 BNatSchG, Z 4.1.1.16 LEP 2013) 

Gemäß § 20 Abs. 1 BNatSchG ist ein Netz verbundener Biotope (Biotopverbund) zu schaffen, das 
mindestens 10 Prozent der Fläche eines jeden Landes umfassen soll. Der Biotopverbund dient nach 
§ 21 Abs. 1 BNatSchG der dauerhaften Sicherung der Populationen wildlebender Tiere und Pflanzen 
einschließlich ihrer Lebensstätten, Biotope und Lebensgemeinschaften sowie der Bewahrung, 
Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer Wechselbeziehungen. Gesetzlich 
geschützte Biotope im Sinne des § 30 BNatSchG sind gemäß § 21 Abs. 3 Nr. 3 BNatSchG Bestandteile 
des Biotopverbunds. Die erforderlichen Kernflächen und Verbindungselemente sind gemäß § 21 Abs. 4 
BNatSchG dauerhaft rechtlich zu sichern. 
 
Das Plangebiet ist ausweislich des Regionalplans als Teilbereich des Biotopverbundes der Region 
Chemnitz ausgewiesen. Gerade der nördliche Bereich mit Stillgewässer, Sukzessionsflächen und 
Aufforstung bildet einen funktional bedeutsamen Verbundbaustein zwischen den Kiesgruben und den 
angrenzenden Offenlandbereichen. Die Inanspruchnahme und Umschließung dieser Flächen durch ein 
Gewerbegebiet widerspricht den bundes- und landesgesetzlichen Vorgaben zur 
Biotopverbundsicherung grundlegend. 
 

6 Artenschutzrechtliche Unzulänglichkeiten (§ 44 BNatSchG) 

Die Planbegründung verweist auf einen noch zu erstellenden Artenschutzfachbeitrag, der die 
Voraussetzungen für die Abwendung der Verbote des § 44 BNatSchG prüfen soll, einschließlich 
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen (CEF) und 
Kompensationsmaßnahmen (FCS).  
Der BUND weist darauf hin, dass eine sachgerechte Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Naturschutzverbände im Sinne von § 3 Abs. 1 BauGB voraussetzt, dass die wesentlichen 
umweltbezogenen Informationen, einschließlich der artenschutzrechtlichen Beurteilung, bereits in der 
frühzeitigen Beteiligung vorliegen. Ohne Kenntnis des Artenspektrums, der Betroffenheit geschützter 
Arten und der erforderlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen ist eine fundierte 
Stellungnahme zu den artenschutzrechtlichen Aspekten nicht möglich. 
Angesichts der vom Regionalplan festgestellten überregionalen avifaunistischen Bedeutung des 
Gebiets (Brut- und Rastgebiet für Wat- und Wasservögel) sowie der Stillgewässer-Biotope mit ihrem 
Lebensraumpotenzial für Amphibien, Libellen und wassergebundene Insekten ist mit dem Vorliegen 
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG ernsthaft zu rechnen. 
Die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG setzt voraus, dass zwingende Gründe des 
überwiegenden öffentlichen Interesses vorliegen, keine zumutbare Alternative besteht und der 
Erhaltungszustand der Populationen sich nicht verschlechtert. Diese Voraussetzungen dürften für ein 
privatwirtschaftlich getriebenes Gewerbegebiet auf Flächen mit Vorrangstatus für den Artenschutz und 
im LSG kaum erfüllbar sein. 
 

7 Unzureichende Eingriffsregelung (§ 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. §§ 13 ff. BNatSchG) 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts in der bauleitplanerischen Abwägung zu berücksichtigen. Die naturschutzrechtliche 
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Eingriffsregelung verlangt vorrangig die Vermeidung und Minimierung von Eingriffen; erst nachrangig 
kommt eine Kompensation in Betracht. 
Der Vorentwurf sieht vor, den gesamten Ausgleich durch interne Maßnahmen im Plangebiet zu 
realisieren. Externe Ausgleichs- oder Ersatzflächen sollen nicht erforderlich sein. Hierzu werden zum 
einen die im Abschlussbetriebsplan als „Ausgleichsfläche" ausgewiesenen 13,31 ha herangezogen 
sowie zum anderen die im Bebauungsplan festgesetzten Grünflächen (13,58 ha) sowie ein Stillgewässer 
von 1,20 ha. Aus den Unterlagen geht jedoch nicht flächenscharf hervor, wie sich die 
ABP‑Ausgleichsfläche und die Grünflächen des Bebauungsplans zueinander verhalten; es ist nicht 
transparent, ob bereits als Kompensation gebundene Flächen (ABP) erneut als Ausgleich für die 
Neuversiegelung herangezogen werden. Damit besteht die Gefahr einer unzulässigen Doppelbelegung 
von Kompensationsflächen. 
 
Der BUND bezweifelt die Tragfähigkeit dieses Konzepts aus mehreren Gründen: 
 

• Erstens bewertet der Umweltbericht selbst die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und Biotope als 
„hoch bedeutend". Die Kompensation eines Eingriffs in ein als hoch bedeutend eingestuftes 
Schutzgut allein durch Maßnahmen innerhalb desselben Plangebiets – das zugleich durch 
Lärm, Verkehr, Beleuchtung und Betriebsaktivitäten dauerhaft beeinträchtigt wird – kann die 
spezifischen ökologischen Funktionen (Rast- und Brutlebensraum, Biotopverbund, 
Stillgewässer-Biotope) nicht funktionsgleich ersetzen. 

 

• Zweitens liegen die internen Ausgleichsflächen teilweise im Vorranggebiet Arten- und 
Biotopschutz, das heißt auf Flächen, die bereits kraft raumordnerischer Festlegung als 
schützenswert und entwicklungswürdig eingestuft sind. Diese Flächen können nicht doppelt – 
als „Ausgleich" für eine Neuversiegelung und zugleich als Erfüllung des Vorranggebietszwecks 
– herangezogen werden. 

 

• Drittens erfordert das Vermeidungsgebot, dass vorrangig geprüft wird, ob der Eingriff durch 
Standortverlagerung, Flächenreduktion oder andere Maßnahmen ganz oder teilweise 
vermieden werden kann bevor über Kompensation nachgedacht wird. Eine solche Prüfung fehlt 
im Vorentwurf. 

 

8 Unzureichende Alternativenprüfung und Bedarfsnachweis 

Die Planbegründung verweist auf eine „bevorzugte Standortwahl" aufgrund verkehrlicher Vorteile, 
geklärter Eigentumsverhältnisse und fehlender Wohnbebauung. Andere potenzielle Gewerbestandorte 
werden als „weniger günstig" bezeichnet und im Rahmen der 1. FNP-Änderung zurückgenommen. Ein 
belastbarer Alternativenvergleich, der die naturschutzfachlichen Konflikte systematisch in die 
Standortbewertung einbezieht, fehlt. 
§ 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB verlangt ausdrücklich, dass die Notwendigkeit der Umwandlung begründet 
wird und dabei Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu 
denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere 
Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen. Eine solche Ermittlung ist für die Stadt Penig nicht 
dokumentiert. 
Darüber hinaus dürfte ein Gewerbegebiet dieser Größenordnung (37,5 ha Geltungsbereich, davon 
17,74 ha reine Gewerbefläche) die Eigenentwicklung eines Grundzentrums wie Penig im Sinne des LEP 
2013 (Z 2.2.1.6) erheblich überschreiten, ohne dass dies nachvollziehbar begründet wird. 
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9 Auswirkungen auf Klima, Wasser und Landschaftsbild 

Die geplante großflächige Versiegelung in einer bisher als Frischluftentstehungs- und Vegetationsfläche 
fungierenden Bergbaufolgelandschaft steht dem landesplanerischen Ziel der Klimaanpassung 
entgegen. Der Umweltbericht bewertet die klimatische Bedeutung des Gebiets als „mäßig" und räumt 
frischluftproduzierenden Flächen eine „besondere Empfindlichkeit gegenüber Neubelastungen" ein; 
gleichzeitig wird bei Nichtdurchführung der Planung ein steigender Biotopwert prognostiziert. 
 
Die geplante Einleitung von Niederschlagswasser aus Gewerbeflächen in das Stillgewässer birgt – wie 
unter Punkt 4 dargelegt – erhebliche Risiken für die Gewässerökologie. Ein belastbares 
Entwässerungskonzept, das die Vereinbarkeit mit dem Erhalt der gesetzlich geschützten Biotope 
nachweist, fehlt im Vorentwurf. 
 
Hinsichtlich des Landschaftsbildes ist festzuhalten, dass die Bergbaufolgelandschaft trotz ihrer 
anthropogenen Entstehung durch Sukzession, Aufforstung und Gewässerbildung einen eigenständigen 
naturnahen Charakter entwickelt hat, der durch großvolumige Gewerbebauten (Traufhöhe bis 20 m) und 
Erschließungsinfrastruktur zerstört würde. Die geplanten Randeingrünungen und Heckenpflanzungen 
können den Verlust des Landschaftscharakters nicht funktionsgleich kompensieren. 
 

10 Zusammenfassung der Forderungen und weiterer Klärungsbedarf 

Der BUND Sachsen erhebt auf Grundlage der dargelegten Sach- und Rechtslage folgende zentrale 
Forderungen: 
 

1. Aufgabe der Planung in der vorliegenden Form. Die großflächige Neuversiegelung und 
gewerbliche Intensivnutzung in einem Gebiet, das im LSG „Mulden- und Chemnitztal" liegt, im 
Großteil ein Vorranggebiet und Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz überlagert, gesetzlich 
geschützte Biotope enthält und als Gebiet mit besonderer avifaunistischer Bedeutung 
ausgewiesen ist, ist nicht mit den Zielen der Raumordnung (Z 2.1.3.1, Z 2.1.3.7, Z 4.1.1.16 LEP), 
den Biotopverbundpflichten (§§ 20, 21 BNatSchG), dem gesetzlichen Biotopschutz (§ 30 
BNatSchG, § 21 SächsNatSchG) und der Bodenschutzklausel (§ 1a Abs. 2 BauGB) vereinbar. 

 
2. Kein Zielabweichungsverfahren für diese Zwecke. Ein Zielabweichungsverfahren gemäß § 6 

Abs. 2 ROG ist nur zulässig, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt werden und die 
Abweichung raumordnerisch vertretbar ist. Bei einer Gewerbeentwicklung, die das 
Vorranggebiet nicht nur randlich betrifft, sind diese Voraussetzungen nicht gegeben. 

 
3. Keine Ausgliederung aus dem LSG. Die beabsichtigte Herausnahme des Plangebiets aus dem 

LSG „Mulden- und Chemnitztal" lehnen wir ab. Das LSG schützt gerade die 
Bergbaufolgelandschaft mit ihren Gewässern und Sukzessionsflächen als landschaftsprägend 
und ökologisch bedeutsam. 

 
4. Erhalt und Weiterentwicklung der Bergbaufolgelandschaft. Die Rekultivierungs- und 

Aufforstungsmaßnahmen des Abschlussbetriebsplans sind entsprechend der bergrechtlichen 
Vorgaben weiterzuführen. Die naturschutzfachlich hochwertige Bergbaufolgelandschaft ist als 
Biotopverbundfläche, als avifaunistischer Schwerpunktbereich und als klimatisch bedeutsame 
Freifläche dauerhaft zu sichern und weiterzuentwickeln. Hierzu gehört auch, für das bestehende 
Industriegebiet eine mittelfristige Rückbau- bzw. Naturschutznutzungsperspektive zu 
entwickeln, die den Zielen des Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiets Arten- und Biotopschutz und 
des regionalen Biotopverbunds entspricht. 
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5. Vorlage des Artenschutzfachbeitrags. Vor jeder weiteren Verfahrensstufe ist ein vollständiger 
Artenschutzfachbeitrag einschließlich planbezogener CEF- und FCS-Maßnahmen vorzulegen 
und im Rahmen der öffentlichen Beteiligung transparent zugänglich zu machen. 

 
6. Belastbare Alternativenprüfung und Bedarfsnachweis. Die Stadt Penig hat den Bedarf an 

zusätzlichen Gewerbeflächen flächenkonkret und zeitlich überprüfbar nachzuweisen. Dabei 
sind die Vorgaben des § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB (Ermittlung der Innenentwicklungspotenziale) 
und des LEP 2013 (G 2.2.1.1, Z 2.2.1.4) einzuhalten. Standortalternativen außerhalb von 
Vorranggebieten, LSG und avifaunistischen Schwerpunktbereichen sind vorrangig zu prüfen. 

 
7. Schutz der gesetzlich geschützten Biotope. Die Stillgewässer und ihre Uferzonen sind in ihrer 

Ausprägung zu erhalten. Die geplante Einleitung von Niederschlagswasser aus Gewerbeflächen 
in das Stillgewässer ist ohne wasserökologische Verträglichkeitsprüfung und ohne Nachweis 
der Vereinbarkeit mit § 30 BNatSchG unzulässig. 

 
8. Keine rein interne Kompensation. Sollte die Planung entgegen unserer Position weiterverfolgt 

werden, ist mindestens ein wesentlicher Teil des Ausgleichs außerhalb des Vorranggebiets und 
des Plangebiets zu realisieren. Interne Maßnahmen, die auf Flächen im Vorranggebiet liegen 
und ohnehin dessen Schutzzweck dienen müssten, können keinen zusätzlichen Ausgleich für 
die Neuversiegelung darstellen. 

 
Weiterhin fordert der BUND die Stadt Penig und die Vorhabenträgerin auf im weiteren Verfahren 
offenzulegen und nachzuweisen: 
 

1. Ob und in welchem Umfang die im Rahmen des ABP durchgeführten 
Rekultivierungsmaßnahmen – insbesondere die Ersatzaufforstungen (abgeschlossen 
31.05.2021) und die biotopwertsteigernden Maßnahmen laut 3. Ergänzung zum ABP (2022) – 
als naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen (§ 15 BNatSchG) oder als 
forstrechtlicher Ausgleich (§ 8 SächsWaldG) für den Eingriff des Kiesabbaus rechtlich 
festgesetzt und gesichert wurden. 

2. Ob diese Flächen im Kompensationsflächenverzeichnis des Landkreises Mittelsachsen oder im 
Ökoflächenkataster des Freistaates Sachsen geführt werden. 

3. Ob und wie die bergrechtliche Bindung an den ABP aufgehoben werden soll und ob das 
Sächsische Oberbergamt einer Änderung der Folgenutzung zugestimmt hat. 

 
Sofern es sich ganz oder teilweise um Kompensationsflächen handelt, wäre deren Inanspruchnahme 
für ein Gewerbegebiet unzulässig, da die Kompensation des ursprünglichen Eingriffs (Kiesabbau) 
entfiele und ein rechtswidriger Doppeleingriff vorläge. Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung des 
Vorentwurfs wäre in diesem Fall grundlegend fehlerhaft, da sie den „Ausgangszustand" auf der 
Grundlage bereits kompensatorisch gebundener Biotopwerte ansetzt. 
 
Der BUND fordert, dass dem Bebauungsplan folgende Unterlagen als Anlage beigefügt werden: 
 

• Der vollständige Abschlussbetriebsplan (ABP) Kiessandtagebau Penig-Dittmannsdorf 
einschließlich aller Ergänzungen und Änderungen (insbesondere der 3. Ergänzung und 
Änderung von 2022) mit sämtlichen Anlagen, Teilflächenaufstellungen, Bilanzierungstabellen 
und Kartendarstellungen. Nur auf dieser Grundlage ist nachprüfbar, ob und in welchem Umfang 
die im Rahmen des ABP durchgeführten Rekultivierungs- und Biotopmaßnahmen als 
naturschutzrechtliche oder forstrechtliche Kompensationsmaßnahmen für den Eingriff des 
Kiesabbaus rechtlich gebunden sind. Die auszugsweise Bezugnahme auf den ABP im 
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Vorentwurf genügt den Anforderungen an eine nachvollziehbare und überprüfbare Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierung nicht. 

 

• Eine flächenscharfe Biotopkartierung auf Grundlage der Selektiven Biotopkartierung des 
Freistaates Sachsen und des Verzeichnisses der gesetzlich geschützten Biotope des 
Landkreises Mittelsachsen, in der sämtliche im Plangebiet vorhandenen gesetzlich geschützten 
Biotope nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 SächsNatSchG – insbesondere die Stillgewässer 
(Biotoptypen SVR und SY) mit ihren Ufer- und Verlandungsbereichen – lagegenau dargestellt 
und in ihrer Ausdehnung abgegrenzt werden. Ohne diese Kartendarstellung ist eine Beurteilung, 
ob die geplanten Baufelder, Erschließungsanlagen und Entwässerungseinrichtungen die 
Verbotstatbestände des § 30 Abs. 2 BNatSchG auslösen, nicht möglich. 

 
Beide Unterlagen sind Voraussetzung für eine sachgerechte Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Naturschutzverbände im Sinne des § 3 Abs. 1 BauGB. Ohne sie ist eine fundierte Bewertung der 
Eingriffserheblichkeit, der Kompensation und der artenschutzrechtlichen Betroffenheit nicht 
gewährleistet. 
 

11 Schlussbemerkung 

Zusammenfassend stellt der BUND Sachsen fest, dass der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Penig – An 
der Dittmannsdorfer Straße" in der vorliegenden Form gegen zentrale Vorgaben des 
Raumordnungsrechts (§ 1 Abs. 4 BauGB, § 6 Abs. 2 ROG, Z 2.1.3.1 und Z 2.1.3.7 RPl RC 2024, Z 4.1.1.16 
und Z 2.2.1.4 LEP 2013), des Naturschutzrechts (§§ 20, 21, 30, 44 BNatSchG, § 21 SächsNatSchG) und 
der planungsrechtlichen Umweltschutzanforderungen (§ 1a Abs. 2 und 3 BauGB) verstößt. 
 
Die Kumulation der betroffenen Schutzkategorien – Vorranggebiet Arten- und Biotopschutz, 
Landschaftsschutzgebiet, gesetzlich geschützte Biotope, avifaunistischer Schwerpunktbereich, 
Biotopverbundfläche – macht deutlich, dass es sich nicht um einen Routinekonflikt handelt, der durch 
ein Zielabweichungsverfahren und interne Ausgleichsmaßnahmen auflösbar wäre. Vielmehr steht der 
Standort selbst der beabsichtigten Nutzung entgegen. 
 
Der BUND Sachsen fordert die Stadt Penig und die Vorhabenträgerin auf, das Vorhaben in der geplanten 
Form nicht weiterzuverfolgen und stattdessen naturschutzfachlich verträgliche Alternativen außerhalb 
der sensiblen Schutz- und Vorranggebiete zu entwickeln. Wir behalten uns vor, im weiteren Verfahren 
ergänzend Stellung zu nehmen, insbesondere nach Vorlage des noch ausstehenden 
Artenschutzfachbeitrags. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


